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Risikominderung für potentielle Uberflutungsgebiete am Niederrhein

Sehr geehrter Herr Feldmann,

in Ihrem Brief vom 7. Mai 2002 weisen Sie auf den Hand lungsbedarf zur Risikom in​derung für potentielle Uberflutungsgebiete am Niederrhein hin und regen an. die ent​sprechenden Hand lungsempfehlungen der Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) und die Ziele des von der 12. Rhein-Ministerkonferenz beschlossenen ,Aktionspian Hochwasser‘ in geltendes Bundes-/Landesrecht umzusetzen.

Sowohl die Handlungsempfehlungen der MKRO wie auch der Beschluss der 12. Rhein-Ministerkonferenz sind nicht auf eine Anderung/Ergänzung von Rechtsgrund​lagen ausgerichtet. Die Verankerung des vorbeugenden Hochwasserschutzes im Bundesraumordnungsgesetz und im Wasserhaushaltsgesetz waren Gegenstand früherer Beschlüsse der MKRO und der Umweltministerkonferenz und sind inzwi​schen umgesetzt worden. Bei den von Ihnen angesprochenen Handlungsempfeh​lungen der MKRO und dem Aktionsplan Hochwasser handelt es sich um Abs ichts​erklärungen, welche Ziele zum vorbeugenden Hochwasserschutz auf der Grundlage des geltenden Rechtes verfolgt und wie diese Ziele verwirklicht werden sollen. Ihr Zweck ist vor allem die handlungsorientierte Abstimmung eines länder- bzw. grenz​übergreifenden Vorgehens. Die Hand lungsempfehlungen der MKRO und der
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Aktionsplan Hochwasser haben dabei keine rechtliche Wirkung; sie entfalten aber eine Eigenbindung für diejenigen, die diese Beschlüsse mitgetragen haben.

Ich kann Ihnen hierzu mitteilen, dass die Handlungsempfehlungen der MKRO von der nordrhein-westfälischen Landesplanungsbehörde federführend vorbereitet wur​den und von der damals für Raumordnung zuständigen Ministerin für Umwelt, Raum​ordnung und Landwirtschaft des Landes Nordrhein-Westfalen mitbeschlossen wur​den. Auch der Aktionsplan Hochwasser der Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins, der auf internationaler Ebene angesiedelt und dementspre​chend am 22. Januar 1998 vom Bundesumweitminister mitbeschlossen wurde, war unter Mitwirkung der in Nordrhein-Westfaien für Wasserwirtschaft und Raumordnung zuständigen Ressorts vorbereitet worden.

Vor diesem Hintergrund kann ich Ihnen versichern, dass sich die nordrhein-west​fälische Landesregierung für die Umsetzung der Handlungsempfehlungen der MKRO und des Aktionspians Hochwasser der IKSR engagieren wird.

Seitens der Raumordnung sind vor allem die noch enthaltenen Uberschwemmungs​bereiche zu sichern. Am Rhein ist deren Abgrenzung hinreichend bekannt. Für das weitverzweigte Netz der Nebengewässer, deren Auen in der Summe ein ebenfalls sehr bedeutsames Rückhaltevermögen aufweisen, lagen für eine raumordnerische Sicherung bislang aber keine hinreichenden Informationen vor. Als Grundlage für entsprechende Darstellungen in den Gebietsentwicklungsplänen musste deshalb zunächst das Landesumweitamt die notwendigen informationen über hochwasser​gefährdete Bereiche in Nordrhein-Westfalen für die Regionalplanung aufbereiten. Eine entsprechende Karte liegt inzwischen vor und ich habe die Bezirksregierungen als Bezirksplanungsbehörden per Erlass auffgeordert, diese Grundlagen in der Gebietsentwicklungsplanung aufzugreifen und umzusetzen.

In diesem Zusammenhang habe ich auch dazu auffgeordert, in die Gebietsentwick​lungspläne einen Grundsatz zur Raumentwicklung in potentiellen Uberflutungsberei​chen aufzunehmen.

Die ihren Verein zur Zeit sicherlich besonders interessierenden Fragen der Auswir​kungen von Bergbauvorhaben und deren Beherrschbarkeit bzw. Minimierung können nicht in einem andesweit geltenden Erlass zur Umsetzung des vorbeugenden 
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Hochwasserschutzes in der Gebietsentwicklungsplanung geregelt werden. Die hierzu

notwendigen detaillierten Untersuchungen und Bewertungen sind nur einzelfallbezo​gen in den entsprechenden bergrechtlichen und wasserrechtlichen Verfahren möglich. Es steht jedoch im Ermessen der für die Gebietsentwicklungsplanung zu​ständigen Regionalräte, bei Umsetzung meines o. a. Erlasses auch hierzu rahmen-setzende Ziele in die Gebietsentwicklungspläne aufzunehmen. Da eine zur regional​planerischen Umsetzung des vorbeugenden Hochwasserschutzes notwendige Änderung des Gebietsentwicklungsplanes für den Regierungsbezirk Düsseldorf im nächsten Jahr erfolgen sollte, würden derartige Ziele des GEP auch für die wasser-rechtlichen Verfahren für das Bergwerk Walsum wirksam, die im Jahre 2005 einge​leitet werden sollen.

Das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

und das Innenministerium Nordrhein-Westfalen erhalten eine Durchschrift dieses

Briefes. Ich gehe davon aus, dass sich eine Beantwortung Ihres Briefes vom 7. Mai

2002 durch diese ebenfalls angeschriebenen Ministerien erübrigt.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

(Wolfgang Rembierz)

